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An Hand eines Überbhcks über die berehs Anfang des 19. Jahr­
hunderts gültigen Vorschriften der preußischen Gewerbeordnung bis 
zu den bis 1974 gültigen Vorschriften wird gezeigt, daß ledighch eine 
Anpassung an den heutigen Stand der Technik erfolgt ist. Ausgehend 
von den einschlägigen Paragraphen des BImSchG und der Verord­
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen werden der Umfang des 
Genehmigungsvorbehahs für Anlagen zur Herstellung von Glas er­
läutert und die besonders bedeutsamen Vorschriften behandeh, die in 
den für die Glasindustrie zutreffenden Paragraphen des BImSchG 

und in der TA-Luft niedergelegt sind. Die Voraussetzungen für nach-
träghche Anordnungen sind gegenüber dem bisherigen Recht ge­
ändert worden. Der Ermessensspielraum der Behörde wird durch die 
TA-Luft eingeschränkt. Neue Vorschriften ergeben sich durch das 
Instrumentarium der Luftreinhalteplanung, das das Ziel verfolgt, in 
Belastungsgebieten Grundlagen für Abhilfe bzw. vorbeugende Maß­
nahmen zur Luftreinhaltung zu schaffen. Ein für den Immissions­
schutz neues Instrument ist der Betriebsbeauftragte für den Immis­
sionsschutz. 

The effects of federal laws on emission of pollutants (BImSchG) and the 'TA-Luft' on existing installations 

In a survey of the Prussian industrial regulations dating from 
the beginning of the 19*·̂  Century up to the regulations vahd tih 1974 
it is shown that merely an adaption to the present STATE of the tech­
nique had taken place. Starting from the relevant paragraphs of the 
federal law (BImSchG) and the ordinances on instahations in need of 
approval the extent of the conditions of approval for glass factories is 
explained and the especiahy important ordinances of the paragraphs 
of the federal law (BImSchG) and the TA-Luft concerning the glass 

industry are discussed. Compared to hitherto existing law the premi-
ses for subsequent regulations have been changed. The limits of dis-
cretion of the administrative authorities are reduced by the TA-Luft. 
New rules resuh from the plans for control of air purity which are 
intended to provide a basis for abatement of nuisance and preventive 
measures to maintain air purity. Α new INSTRUMENT in this field is the 
factory commissioner for emission control. 

Repercussions de la loi federale portant sur la protection contre les immissions (BImSchG) et de TA-Luft sur les installadons existantes 

On donne un apcrqu de l'evolution de la legislation profession-
nelle a commencer par les reglements en vigueur au XIXe siecle en 
Prusse jusqu'a ceux appliques en 1974 et on constate que l'on s'est 
contente d'adapter la legislation au niveau actuel de la technique. Sur 
la base de differents paragraphes du BImSchG et du decret concer­
nant les instahations soumises ä homologation, on commente les mo-
dalites de la condition d'homologation s'apphquant aux verreries et 
les principales dispositions contenues dans les paragraphes du 
BImSchG et dans TA-Luft concernant l'industrie verriere. Les condi­

tions quant aux regulations ulterieures ont ete changees vis-a-vis de 
dispositions qui etaient legitimes jusqu'ici. La hberte d'appreciation 
des Pouvoirs Pubhcs est hmitee par TA-Luft. De plus, on dispose des 
nouvehes prescriptions decoulant de la legislation sur la pohution 
atmospherique permettant de prendre les mesures necessaires dans 
les regions le plus touchees et de proteger l'environnement gräce a 
des mesures preventives. Les personnes chargees, au sein des entre­
prises, de la lutte contre les immissions ont un role important a jouer 
dans ce domaine. 

Die Frage, ob und wie sich das Bundes-Immissions­
schutzgesetz und die TA-Luft auswirken, ist nicht nur 
für bestehende Anlagen der Glasindustrie aktueU. Sie ist 
seit den Urteilen in Sachen des Großkraftwerks Voerde 
aUgemein in den BUckpunkt des öffenthchen Interesses 
gerückt. Diese Diskussion in der ÖffentUchkeit könnte 
den Schluß zulassen, seit dem Jahre 1974, dem Zeit­
punkt des Inkrafttretens der beiden Vorschriften, sei eine 
grundlegende Änderung bei den genehmigungsbedürfti­
gen Anlagen auf dem Gebiet des Immissionsschutzes 
eingetreten. Diese Vorschriften hätten dazu geführt, daß 
übertriebene Anforderungen an den Umwehschutz ge­

stellt, Genehmigungsverfahren verzögert oder Investitio­
nen gänzhch gestoppt würden. 

1. Umweltschutz V O R S C H R I F T E N — geschichtliche 
Entwicklung 

Ein Bhck in die Geschichte zeigt, daß gewerbliche 
Betriebe, die Rauch und üble Gerüche und damit Ein­
wirkungen auf die Nachbarschaft hervorrufen konnten, 
noch nie frei von Restriktionen gewesen sind. Schon das 
römische Recht kannte das Verbot der immissio. Im 
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Mittelalter galt der Grundsatz, daß eine Verunreinigung 
der Luft nicht erlaubt war. Dieser Grundsatz wurde be­
stätigt durch das Preußische Allgemeine Landrecht von 
1794. Für besonders störende Anlagen wurde die Ge­
nehmigungspflicht eingeführt, wie sie auch in den Ge­
werbeordnungen für Preußen von 1845 sowie in den Ge­
werbeordnungen von 1869 für den Norddeutschen Bund 
und das Deutsche Reich beibehalten wurde. Die Nach­
barschaft und die Allgemeinheit solhen vor Luftverun­
reinigungen geschützt werden. Es sollten sowohl die Ge­
sundheitsgefährdung als auch die Störung des aUgemei­
nen Wohlbefindens ausgeschlossen werden. 

Dem Grunde nach hat sich das Recht der genehmi­
gungsbedürftigen Anlagen seit dem Ende des 18. Jahr­
hunderts nicht wesenthch geändert. Ohne Zweifel haben 
sich jedoch die Auswirkungen dieses Rechts mit der zu­
nehmenden Industriahsierung, der Büdung von Bal­
lungsgebieten der Industrie und der Bevölkerung sowie 
der zunehmenden Größe der Anlagen geändert. Die An­
forderungen an die Errichtung und den Betrieb der An­
lagen sind entsprechend dem Fortschritt der technischen 
Entwicklung, sei es bei den Produktionsverfahren selbst 
oder bei den Minderungstechnologien, gewachsen. Dar­
über hinaus hat in den letzten zwei Jahrzehnten der zu­
nehmende Erkenntnisstand auf dem Gebiet der Wirkun­
gen von luftverunreinigenden Stoffen auf Mensch, Tier, 
Pflanze und sonstige Sachgüter an Bedeutung gewon­
nen. 

Auf die Anlagen der Glasindustrie ist dieses Recht 
nie ohne Auswirkungen gebUeben. Man hatte sie schon 
frühzeitig als störende Anlagen eingestuft. So unterlagen 
Glashütten in Preußen bereits im Jahre 1826 zum 
Schutz vor Immissionen oder sonstigen Nachteilen ge­
nerellen Beschränkungen. Schon damals waren Vorkeh­
rungen zu treffen gegen die Beeinträchtigung der in der 
Umgebung einer Glashütte wohnenden Bevölkerung 
durch Rauch, Gerüche und Getöse. Hierzu reichte es 
aus, die Glashütten so zu errichten, daß eine genügende 
Entfernung zu bewohnten Gebäuden eingehalten 
wurde. 

In der preußischen Technischen Anleitung von 1895 
sind dagegen schon Einzelheiten festgelegt, die bei dem 
damahgen Stand der Technik im Verhältnis zu den heu­
tigen Anforderungen als sehr streng anzusehen waren. 
Es heißt dort ausdrückhch: 
„Die Apparate zum Zerkleinern und Mischen von Roh­
stoffen, namenthch wenn diese bleihaltig sind, müssen so 
eingerichtet sein, daß die Räume, in denen jene aufge­
stellt sind, frei von Staub bleiben. Die staubhaltige Luft 
ist von Staub zu befreien, ehe sie ins Freie entweicht. 
Arsenhaltige Stoffe sind der Regel nach zu untersagen. 
Wo ihre Anwendung erforderhch erscheint, ist für siche­
ren Verschluß bis zur Benutzung Sorge zu tragen. 
Die Arbeitsräume, in denen Glas geschmolzen und ge­
blasen wird, sind so geräumig zu wählen, daß ein ausrei­
chend breiter Umgang um den Ofen verbleibt. Als 
Brennmaterial ist der Regel nach nur Generatorgas zu­
zulassen. 

Wenn feste Brennstoffe verwendet werden soUen, ist eine 
die umhegenden Gebäude um mindestens 5 m überra­
gende Esse vorzuschreiben. Die Anlage solcher Feue­
rungen ist in der Nähe von größeren Gebäudemassen 
überhaupt nicht zuzulassen. 
Vor den Öfen sind Ofenschirme zum Schutze der Arbei­
ter gegen die strahlende Wärme anzuordnen. 
Die bei der Bearbeitung von Natriumsulfat (Glauber­
salz) auftretende schweflige Säure ist in hohe Essen zu 
leiten und so zu verdünnen, daß der Gehah der Essenga­
se an schwefliger Säure bei Anlagen in der Nähe 
menschUcher Wohnungen 0,01^), im übrigen 0,02 Volu­
menprozent nicht überschreitet. In der Nähe dicht be­
völkerter Ortschaften ist die Benutzung des Glaubersal­
zes überhaupt zu untersagen. 
AUe Ofenräume sind mit einer guten Lüftungsanlage zu 
versehen und gleichzeitig die Arbeiter vor Zug tunlichst 
zu schützen." 

Hinsichthch der Begrenzung von Schwefeloxiden ist 
diese Vorschrift 1898 wie folgt geändert worden: 
„Die bei der Bearbeitung von Natriumsulfat (Glauber­
salz) abziehenden Gase dürfen bei ihrem Eintritt in die 
Esse nicht mehr Säuren enthalten, als 5 g Schwefelsäu­
re-Anhydrid (SO3) im Kubikmeter entspricht. Die Er­
mittlung sämtUcher Säuren des Schwefels ist durch Ab­
sorption in Ätznatronlauge und Filtrieren zu machen. 
Nachher ist alles auf SO3 zu berechnen." 

Das bedeutet, daß vor 80 Jahren nach der heutigen 
Terminologie 
a) die Anlagen hinsichthch der Begrenzung der Emissio­
nen sowie des Einsatzes der Brenn- und Arbeitsstoffe 
dem Stand der Technik entsprechen mußten; 
b) daß der Standort der Anlagen richtig gewähh sein 
mußte und 
c) daß eine Schornsteinmindesthöhe eingehalten werden 
mußte. 

2. Bestimmungen des BImSchG für die Glasindustrie 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
[1] und die zu seiner Durchführung erlassenen Vor­
schriften, hier insbesondere die Verordnung über geneh­
migungsbedürftige Anlagen [2] sowie die Technische 
Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA-Luft) [3] stellen 
hinsichthch der von Anlagen der Glasindustrie ausge­
henden Luftverunreinigungen ähnhche Anforderungen, 
wie sie sich bereits nach dem bisherigen Recht, der Ver­
waltungsübung und der Rechtsprechung ergeben. 

Das Gesetz hat zwar eine grundlegende Neuord­
nung des Immissionsschutzrechts gebracht, indem es 
insbesondere das beim Bund und in den Ländern zer-
sphtterte Recht auf diesem Gebiet vereinheithcht und 
den Immissionsschutz auf aUe Bereiche erstreckt. Es 
häh jedoch an den bewährten Grundzügen fest, die 

1) 0,01 = 340 mg/m\ 
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Maßnahmen des Immissionsschutzes anlagenbezogen 
zu regeln, und übernimmt das durch Verwaltungsübung 
und Rechtsprechung bereits eingeführte Vorsorgeprin­
zip. 

Für den Bereich der genehmigungsbedürftigen Anla­
gen ist von besonderer Bedeutung, daß neben dem 
bewährten formeUen Verfahren für bestimmte Anlagen 
zugelassen wird, die Genehmigung im vereinfachten 
Verfahren zu erteilen. Für die Anlagen der Glasindustrie 
ergeben sich daraus folgende Auswirkungen: 
a) Nach § 4 BImSchG in Verbindung nüt § 2 Nr. 40 der 
4. BImSchV bedürfen Anlagen zur Herstellung von Glas 
einschheßhch Glasfasern der Genehmigung im formellen 
Verfahren. 

b) Die Genehmigungspflicht für Feuerungsanlagen er­
gibt sich aus § 2 Nr. 1 (formeUes Verfahren) und aus § 4 
Nr. 1 (vereinfachtes Verfahren) der 4. BImSchV. 

c) Für Anlagen zum Säurepolieren von Glas und Glas­
waren wird die Genehmigung im vereinfachten Verfah­
ren (§ 4 Nr. 12 der 4. BImSchV) erteih. 

Sind die Anlagen, für die die Genehmigung im ver­
einfachten Verfahren zu erteüen ist, Teile von im formel­
len Verfahren zu genehmigenden Anlagen, so wird die 
Genehmigung insgesamt im formellen Verfahren er­
teih. 

Der Begriff der „Anlage" ist weit auszulegen. Als 
Anlage sind daher alle zum Betrieb erforderUchen tech­
nischen Einrichtungen einschheßhch der Nebeneinrich­
tungen, die aus verfahrenstechnischen oder anderen 
Gründen in engem räumUchen Zusammenhang errichtet 
werden und die dazugehörenden Grundstücksflächen zu 
verstehen. Nicht dazugehörig sind in der Regel die Ver-
waltungs- und Sozialgebäude. 

Anlagen, in denen ausschUeßUch Glasbruch einge­
schmolzen wird, sind nach dem geltenden Recht nicht in 
die Genehmigungspflicht einbezogen. Davon wird auch 
auszugehen sein, soweh Entfärbemittel, Färbemittel 
oder Läuterungsmittel zugesetzt werden. Die Feue­
rungsanlagen können jedoch der Genehmigungspflicht 
im formellen oder vereinfachten Verfahren unterUegen, 
wenn feste oder flüssige Brennstoffe eingesetzt werden 
und die Feuerungswärmeleistung mehr als 40 GJ/h bzw. 
ab 4 GJ/h beträgt. 

Bei der Frage, ob die Anlagen zur Formgebung le­
digUch als Nebenanlagen anzusehen sind, oder ob diese 
Anlagen unmittelbar als Bestandteil der Anlage zur Her­
stehung von Glas genehmigungsbedürftig sind, wird 
zunächst von den Worten „Herstellung von Glas" aus­
zugehen sein. Die Herstellung ist — physikahsch gesehen 
— erst beendet, wenn die Moleküle ihren festen Platz 
gefunden haben. Dieser Zustand wird während der 
Formgebung erreicht, d. h. wenn die Glasschmelze auf 
eine Temperatur um etwa 550 °C abkühh. Der Über­
gang von der Glasschmelze zum Glas wird z. B. bei der 
Herstellung von Floatglas am Ende des Metallbades und 
bei Anlagen zur HohlglashersteUung auf der Abkühl­
strecke hinter der Blasmaschine liegen. Die Schmelzan­

lagen und die Anlagen zur Formgebung werden damit 
als eine geschlossene Einheh anzusehen sein. Ob es der 
erst mit der 4. BImSchV erfolgten Klarstellung „ein-
schUeßUch Glasfasern" bedurft hätte, dürfte demnach zu 
bezweifeln sein, da der Übergang von der Glasschmelze 
zum Glas ebenfaUs erst bei der FaserhersteUung er­
folgt. 

Besonders bedeutsam für bestehende genehmigungs­
bedürftige Anlagen sind folgende Vorschriften des Ge­
setzes: 
a) die Grundpflichten in § 5; 
b) über die wesentUchen Änderungen in § 15; 
c) über die Mitteilungspflicht nach § 16; 
d) über die nachträghchen Anordnungen in § 17; 
e) über die Ermittiungen von Emissionen und Immissio­
nen in den §§ 26, 28 und 29; 
0 über die Emissionserklärung in § 27 in Verbindung 
mit Luftreinhalteplänen in den §§ 44ff; 
g) über den Immissionsschutzbeauftragten. 

2.1. Grundpflichten des Betreibers von 
genehmigungsbedürftigen Anlagen 

Mh den Grundpflichten in § 5, hierbei insbesondere 
der Verpflichtung, nicht nur bei der Errichtung, sondern 
auch während der gesamten Lebensdauer der Anlage, 
die dem Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen 
zur Emissionsbegrenzung zu treffen, wollte der Gesetz­
geber erreichen, daß auch ähere Anlagen nicht nur dem 
technischen Fortschritt bei der Produktion, sondern 
auch hinsichtUch des Immissionsschutzes angepaßt wer­
den. 

2.2. Genehmigungspflicht von wesentlichen 
Änderungen 

Nach § 15 bedürfen wesenthche Änderungen der 
Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs der Geneh­
migung. Bei der Entscheidung darüber, ob eine Ände­
rung aus Gründen der Luftreinhahung wesentUch ist, ist 
nach der TA-Luft von dem Inhah der letzten Genehmi­
gung auszugehen. In der Regel sind solche Änderungen 
als wesentUch anzusehen, die zu einer erhebhchen Ab­
weichung von den Emissions- oder Immissionsverhält­
nissen führen können, die der letzten Genehmigung zu­
grunde gelegen haben. 

Kann die Veränderung zu einer Verschlechterung 
der Emissions- oder Immissionsverhältnisse führen, ist 
sie insbesondere mit einer erhebhchen Produktionserwei­
terung verbunden, so gelten für die Prüfung der Anträge 
die Vorschriften des Abschnitts 2.2.1 der TA-Luft ent­
sprechend. D. h., bei der Prüfung der Anträge sind die 
Grundsätze anzuwenden, die für Neuanlagen gelten. 
Das gleiche gih für den FaU, daß die Veränderung der 
Errichtung einer neuen Anlage gleichkommt. In den üb­
rigen Fällen soll die Genehmigung aus Gründen der 
Luftreinhaltung nicht versagt werden. 
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Wenn die Prüfung ergibt, daß die Immissionswerte 
überschritten werden, können auch die übrigen Anlagen­
teile in die Prüfung einbezogen werden. Hierbei ist zu 
beachten, daß eine Genehmigung auch dann erforderhch 
ist, wenn die Änderung zu einer Verbesserung der Emis­
sions- und Immissionsverhältnisse führt. Die Behörde ist 
von der Pflicht zur Prüfung, ob eine freiwilhge Verbesse­
rungsmaßnahme auch dem Stand der Technik ent­
spricht, nicht befreit. 

Diese Vorschriften lehnen sich sehr stark an § 25 
der Gewerbeordnung (GewO) [4] und an die TA-Luft 
1964 [5] an. Ob eine Änderung wesenthch ist, läßt sich 
letztUch nur im Einzelfah entscheiden. 

2.3. Mitteilungspflicht bei Änderungen 

Nach § 16 BImSchG sind jeweüs nach Ablauf von 
zwei Jahren alle Abweichungen von den Angaben zum 
Genehmigungsantrag mitzuteilen. Diese Vorschrift hat 
zum Ziel, daß die zuständigen Behörden im Sinne eines 
wirksamen Immissionsschutzes regelmäßig über einge­
tretene Änderungen, insbesondere die nicht genehmi­
gungsbedürftigen, unterrichtet werden. Mehrere unwe-
senthche Änderungen können schließhch zusammen zu 
einer erhebhchen Abweichung von den Emissions- und 
Immissionsverhältnissen führen. 

2.4. Nachträghche Anordnungen 

Die Bestimmungen über nachträghche Anordnun­
gen in § 17 BImSchG haben ihren Vorläufer in § 25 
Abs. 3 GewO. Diese erst im Jahre 1959 in die GewO 
aufgenommene Vorschrift ist sicherhch eine der ein­
schneidendsten Änderungen des Rechts der genehmi­
gungsbedürftigen Anlagen seh 1869 gewesen. Erstmahg 
wurde zugelassen, daß in den Bestandsschutz ohne Ent­
schädigung eingegriffen werden konnte, wenn der 
Schutz der Nachbarschaft nicht mehr sichergestellt war. 
Gegenüber § 25 Abs. 3 GewO sind diese Eingriffsmög-
hchkeiten durch das Bundes-Immissionsschutzgesetz 
noch erweitert worden. Die Behörde kann nunmehr be­
reits tätig werden, wenn die Grundpflicht in § 5 Ab­
schnitt 2 BImSchG nicht eingehalten wird. D. h., wenn 
der Betreiber nicht Vorsorge, insbesondere durch die 
dem Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen 
zur Emissionsverminderung, trifft. Das Ermessen ist 
durch die TA-Luft eingeschränkt. Nach Ab­
schnitt 2.2.5.1 TA-Luft soU die Behörde in diesen Fällen 
von den nachträghchen Anordnungen in der Regel erst 
dann Gebrauch machen, wenn die dort festgelegten Vor­
aussetzungen gegeben sind. Hinsichthch der Glaswannen 
bedeutet dies z. B., daß bei staubförmigen Emissionen erst 
ab 375 mg/m^ eine nachträghche Anordnung getroffen 
werden soh. 

Im übrigen darf die Behörde eine nachträghche An­
ordnung nicht treffen, wenn die Anordnung nach dem 
Stand der Technik nicht erfüllbar ist oder wenn es für 
den Betreiber und für Anlagen der von ihm betriebenen 
Art wirtschafthch nicht vertretbar ist. Die Beweislast 

hegt beim Betreiber der Anlage. Neu ist, daß die Behör­
de die Erfüllung der Anordnung auf einen späteren Zek-
punkt festiegen kann, wenn zu erwarten ist, daß Hinde­
rungsgründe, z. B. der der wirtschafthchen Vertretbar-
keh, dann entfaUen sein werden. Unter bestimmten Vor­
aussetzungen bedürfen die sich aus der Anordnung erge­
benden Änderungen der Genehmigung nach § 15 
BImSchG. 

2.5 Ermittlung von Emissionen und Immissionen 

Die Vorschriften über die Ermittiung von Emissio­
nen und Immissionen in den §§ 26, 28 und 29 BImSchG 
haben ihren Vorläufer ebenfaUs in § 25 GewO in der 
Fassung von 1959. Es handeh sich um Kannvorschrif­
ten. Das freie Ermessen der Behörden ist hinsichtUch der 
Emissionsmessung durch die TA-Luft eingeschränkt, 
und zwar hinsichtUch der Abnahmemessungen und der 
laufenden Überwachung der Emissionen mh Meßgerä­
ten, die die Emissionen laufend aufzeichnen. 

2.6. Luftreinhalteplanung 

Der 5. Teü des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in 
Verbindung mh § 27 des Gesetzes behandeh die gebiets­
bezogene Luftreinhaltung. Ziel dieser Vorschriften ist es, 
in besonders durch Luftverunreinigungen belasteten Ge­
bieten Grundlagen sowohl für Abhüfe schaffende als 
auch für vorbeugende Maßnahmen zur Luftreinhaltung 
zu gewinnen. Die Vorschriften dienen also der Sanie­
rung, und zwar nicht nur, um schädUche Umwelteinwir­
kungen zu beseitigen, sondern auch, um die Situation so 
zu verändern, daß wieder genehmigt werden kann. Die 
Vorschriften dienen damh auch der Absicherung von 
Genehmigungsverfahren. Wenn ein Gebiet durch Ver­
ordnung der Landesregierung zum Belastungsgebiet 
erklärt worden ist, bedeutet dies für den Betreiber einer 
genehmigungsbedürftigen Anlage, daß er eine 
Emissionserklärung nach § 27 BImSchG abgeben muß, 
die jährhch zu ergänzen ist, und daß er gegebenenfaUs 
durch Maßnahmen an seiner Anlage zu der Sanierung 
beiträgt. Die Bundesregierung bereitet z. Z. eine Rechts­
verordnung über die Emissionserklärung vor. Zu einem 
Teil haben die Länder ihre Belastungsgebiete berehs 
ausgewiesen, und die ersten Luftreinhaltepläne Uegen 
vor. 

2.7. Immissionsschutzbeauftragte 

Ein für den Immissionsschutz völlig neues Instru­
ment ist der Betriebsbeauftragte für den Immissions­
schutz (Immissionsschutzbeauftragter). Die Rechte und 
Pflichten des Immissionsschutzbeauftragten sind im Ge­
setz umschrieben. In der Fünften Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
[6] ist bestimmt, für welche Anlagen ein Immissions­
schutzbeauftragter zu bestehen ist, u. a. auch für Anla­
gen zur Herstehung von Glas einschließUch Glasfasern. 
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Die Anforderungen über die Fachkunde und die Zuver-
lässigkeh enthäh die Sechste Verordnung zur Durchfüh­
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes [7]. 

3. Zusammenfassung 

Auch im Zehalter des Bundes-Immissionsschutzge­
setzes wird es im Interesse der Sache, nämhch der Luft­

reinhaltung, weherhin notwendig sein, daß die Betreiber 
genehmigungsbedürftiger Anlagen in ihren technisch-
wissenschafthchen Vereinigungen nicht nur die Produk­
tionsverfahren, sondern auch die Fragen der Luftrein­
hahung behandeln. Hierzu gehört die Mharbeh an den 
Richthnienwerten der VDI-Kommission Reinhaltung 
der Luft, wie sie für den Bereich der Glasindustrie in der 
VDI-Richtlinie 2578 [8] zum Ausdruck kommt. 
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